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gelegenheiten abgeben, die die 

Angaben überprüft.

• Nur eine Organisation soll je­

weils für die Repräsentierung ei­

ner Berufsgruppe oder in einem 

Sachbereich zugelassen werden 

und damit ein Vertretungsmo­

nopol erhalten (das heißt bei­

spielsweise konkret, daß es nur 

eine Vereinigung für Jungunter­

nehmer und nur eine Umwelt­

schutzgruppe pro Stadt geben 

soll).

• In der Praxis wird das Füh­

rungspersonal wichtiger Berufs­

und Fachvereinigungen häufig 

von Partei- und Regierungsstel­

len mitbestimmt. In der Lei­

tung der meisten größeren Verei­

nigungen finden sich Partei- und 

Behördenvertreter.

In den neuen Bestimmungen zeigt 

sich der Wille, das Vereinigungswesen 

als wohlgeordnetes staatskorporatisti­

sches System zu ordnen. Diese schon 

zuvor verfolgte Strategie wurde in den 

Jahren nach 1989 jedoch keinesfalls 

konsequent und lückenlos implemen­

tiert. Variierend nach Verwaltungs­

ebene, Region und Wirtschaftsstruk­

tur wurden die Bestimmungen von 

1989 in sehr unterschiedlicher Weise 

in die Praxis umgesetzt. Der dynami­

sche Wandel des wirtschaftlichen und 

gesellschaftlichen Kontextes führte zu 

fortlaufenden Veränderungen im Sy­

stem der parteistaatlichen Kontrollen 

über das Vereinigungswesen, das eine 

uneinheitliche und instabile Struktur 

aufweist.

Beispielsweise fanden kleinere Verei­

nigungen Wege, die restriktive Regi­

strierungspraxis zu umgehen, indem 

sie sich als „Zweigvereinigungen“ un­

ter offiziell zugelassenen Vereinigun­

gen, die sich dazu bereit fanden, for­

mierten. Die Einrichtung von Zweig­

vereinigungen ist durch die neuen Be­

stimmungen nun aber im Detail ge­

regelt, so daß sich die Chancen für 

„Seitenpfadd‘ bei der Vereinsgründung 

deutlich verringern dürften.

Auch wird mit den neuen Bestim­

mungen eine Überprüfung und Neu­

registrierung (chongxin dengji) sämt­

licher bestehenden Vereinigungen in­

nerhalb eines Jahres angeordnet. Mit 

dieser Anordnung soll allen Vereini­

gungen, die sich illegal betätigen, die 

Existenzgrundlage entzogen werden. 

Das schließt Vereinigungen, die in Fi­

nanzmanipulationen und andere Wirt­

schaftsdelikte verwickelt sind, genauso 

ein wie Vereinigungen, die sich illegal 

politisch oder religiös betätigen. So­

mit könnte eine große „Säuberung1 un­

ter den gesellschaftlichen Vereinigun­

gen Chinas bevorstehen, -hei-

7 Massive Verluste und Kor­

ruption im staatlichen Getrei­

deankauf — Reorganisations­

versuche

Eine landesweite Überprüfung der 

Finanzlage im staatlichen Getreide­

ankauf-System hat ergeben, daß in 

einem Sechsjahreszeitraum zwischen 

April 1992 und März 1998 knapp 40% 

(214 Mrd. Yuan RMB) der für den Ge­

treideankauf zugewiesenen 534 Mrd. 

Yuan zweckentfremdet wurden (rund 

80 Mrd. Yuan der Gesamtsumme sol­

len von Funktionären für spekulative 

oder konsumtive Zwecke ausgegeben 

worden sein) oder für den Ausgleich 

von Verlusten beim Absatz des Ge­

treides (rund 120 Mrd. Yuan) aufge­

wandt wurden. Beim Ankauf von Ge­

treide zu subventionierten Preisen und 

beim anschließenden Verkauf zu nied­

rigeren Marktpreisen sind in den letz­

ten Jahren außergewöhnlich hohe De­

fizite aufgelaufen.

Die massive Korruption und Ineffizi­

enz in der wildwüchsigen, dezentra­

lisierten Getreideverwaltung sind seit 

Anfang des Jahres Gegenstand schärf­

ster Kritik von Seiten des neuen Mini­

sterpräsidenten Zhu Rongji. Die jüng­

sten Erkenntnisse über die extreme 

korrupte Abschöpfung und Unwirt­

schaftlichkeit in diesem Bereich der 

Staatsbürokratie übertreffen jedoch 

wohl selbst die bisherigen Befürch­

tungen der Beijinger Zentralregierung. 

(AWSJ, 14.10.1998; GJJ, 1998/10, 

S.80-81; SCMP, 14./24./26.10.1998)

Seit dem Frühjahr bemüht sich die Re­

gierung, die zentralstaatliche Aufsicht 

über den Getreideankauf zu stärken, 

die finanzielle Verantwortlichkeit in 

den regionalen Behörden transparen­

ter zu gestalten sowie Handel und Ab­

satzmärkte zu regulieren, (siehe C.a., 

1998/6, S.605-606) Regionale Behör­

den und Staatsunternehmen, die für 

Getreideankauf und -absatz verant­

wortlich sind, sollen künftig keine Sub­

ventionen der Zentralregierung mehr 

erhalten. Privatunternehmen, die sich 

in den letzten Jahren verstärkt ille­

gal im Getreidehandel engagiert ha­

ben, sollen bekämpft, das staatli­

che Ankauf- und Preissetzungsmono­

pol verteidigt werden. Darüber hin­

aus soll der Aufbau eines landesweiten 

Netzes von Getreidereserven vorange­

trieben werden, die ausschließlich der 

Kontrolle der Zentralregierung unter­

stehen und im Falle von Katastrophen 

oder Versorgungsengpässen rasch von 

Beijing eingesetzt werden können. - 

hei-

Wissenschaft,

Bildung,

Gesellschaft, Kultur

8 Innovative Forschungsschwer­

punkte der Akademie der 

Wissenschaften

Die chinesische Akademie der Wis­

senschaften gab im Oktober bekannt, 

daß sie noch in diesem Jahr versuchs­

weise die Arbeit an zwölf innovati­

ven Forschungsschwerpunkten aufneh­

men will. Involviert sind 34 Institu­

te der Akademie, das ist ein Drittel 

aller Akademieinstitute. Die Initiative 

ist Ausdruck der staatlichen Wissen­

schaftspolitik, im Zeitalter der „Wis­

senswirtschaft1 (zhishi jingji), d.h. ei­

ner auf Wissen gegründeten Wirt­

schaft, nicht ins Hintertreffen zu ge­

raten und eine solche Wissenswirt­

schaft zu fördern. Konkrete Formen 

hatte sie im Juni 1998 auf der er­

sten Sitzung der Führungsgruppe für 

Wissenschaft und Bildung unter der 

Leitung Zhu Rongjis angenommen, 

als das „Programm für die Innova­

tion des Wissend beschlossen wurde 

(vgl. dazu C.a., 1998/6, Ü 9). Auf 

der Sitzung war die Chinesische Aka­

demie der Wissenschaften zur zen­

tralen Institution bestimmt worden, 

an der das Projekt in Gang gebracht 

werden sollte. Sie wurde beauftragt, 

Forschungsstützpunkte an ausgewähl­

ten Akademieinstituten zu gründen, 

wo die innovativen Wissenschaften 

schwerpunktmäßig betrieben werden 

sollen. Während damals allerdings erst 

von acht derartigen Forschungsstütz­

punkten die Rede war (vgl. ebd.), 

nannte die Akademie jetzt zwölf Stütz­

punkte:

1. Akademie für Biowissenschaften 

in Shanghai
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2. Akademie für Mathematik und 

Systemforschung

3. das Nationale astronomische Ob­

servatorium

4. Forschungsstützpunkt für Werk­

stoffkunde in Beijing

5. F+E- Stützpunkt für Informati­

onswissenschaft und -technologie 

in Beijing

6. F+E-Stützpunkt für Hochtechno­

logie in Shanghai

7. F+E-Stützpunkt des Nordostens 

für Hochleistungsmaterialien und 

fortgeschrittene Fertigungstechno­

logie

8. Forschungsstützpunkt für Geowis­

senschaften in Beijing

9. Forschungsstützpunkt des Nord­

westens für Ressourcen, Umwelt 

und nachhaltige Entwicklung

10. Institut für chemische Stoffe in 

Dalian

11. Institut für theoretische Physik in 

Dalian

12. Institut für Paläontologie in 

Nanjing

Von diesen sind die ersten neun In­

stitutionen bereits errichtet, während 

sich die letzten drei erst in der Anlauf­

phase befinden (RMRB, 13.10.98, S. 

1). Die Aufbauphase, in der die Aka­

demie der Wissenschaften die Vorrei­

terfunktion für das Programm inne­

hat, soll bis zum Jahre 2010 dauern. 

Bis dahin will die Akademie leistungs­

fähige Zentren für naturwissenschaftli­

che und hochtechnologische Forschung 

von internationalem Niveau eingerich­

tet haben, an denen die strategischen 

Ziele des Staates verfolgt werden und 

die in der vordersten Reihe der inter­

nationalen Wissenschaft und Techno­

logie stehen (ebd.).

Das „Programm für die Innovation 

des Wissend gehört zu den ehrgeizig­

sten Wissenschaftsprojekten Chinas. 

Es soll dazu beitragen, China im 21. 

Jahrhundert zu einer der führenden 

Wissenschaftsnationen zu machen. Es 

dient zugleich der Qualitätssteigerung 

der Chinesischen Akademie der Wis­

senschaften; zumindest ein Teil ihrer 

Institute soll durch das Programm 

zu Spitzeninstituten von Weltniveau 

werden, ähnlich dem für den Hoch­

schulbereich in Angriff genommenen 

„Projekt 211“, in dessen Rahmen ge­

plant ist, 100 Universitäten zu füh­

renden Universitäten von internatio­

nalem Standard zu machen (vgl. dazu 

C.a., 1998/6, Ü 13). -st-

9 Mangel an akademisch ge­

bildeten Fachleuten auf dem 

Lande

Chinas Modernisierungspolitik, in de­

ren Rahmen Wissenschaft und Bil­

dung China zur Blüte führen sollen, 

ist in besonderem Maße auf die Land­

wirtschaft gerichtet, denn aufgrund 

des auch im 21. Jh. anhaltenden star­

ken Bevölkerungswachstums ist Chi­

na darauf angewiesen, die Produkti­

vität seiner Landwirtschaft zu stei­

gern und landwirtschaftliche Techni­

ken zu entwickeln, die auf besseren 

Sorten fußen, höhere Erträge brin­

gen und Wasser sparen. Dazu gehört, 

daß landwirtschaftliche Betriebe auf­

gebaut werden, die integriert oder sich 

gegenseitig ergänzend landwirtschaft­

liche Güter produzieren, weiterverar­

beiten und vermarkten. Für den Auf­

bau moderner landwirtschaftlicher Be­

triebe wiederum ist es erforderlich, 

die Bauern entsprechend anzulernen 

und mit neuen Techniken und An­

baumethoden, aber auch mit betriebs­

wirtschaftlichen Aufgaben vertraut zu 

machen. Für all diese Aufgaben wer­

den gut ausgebildete Fachleute für 

Agronomie benötigt, vor allem Ab­

solventen Landwirtschaftlicher Hoch­

schulen. Doch das gegenwärtige Ange­

bot an agrarwirtschaftlichen Fachkräf­

ten kann bei weitem nicht den Bedarf 

decken, obwohl sich die Ausbildungs­

kapazitäten in den vergangenen Jah­

ren stetig erhöht haben. Ein wichtiger 

Grund liegt darin, daß der überwie­

gende Teil der Absolventen Landwirt­

schaftlicher Hochschulen nicht dort 

eingesetzt wird, wo er am dringend­

sten gebraucht wird, nämlich in den 

Dörfern.

Unlängst wurde das Problem am Bei­

spiel der Provinz Anhui deutlich ge­

macht (vgl. GMRB, 30.9.98, S.5). 

Erhebungen der Landwirtschaftlichen 

Hochschule Anhui zufolge sollen von 

den Absolventen der Jahre 1991-1995 

nur 20,93% eine Arbeitsstelle haben, 

die ihrer Fachausbildung entspricht, 

d.h. nur etwa ein Fünftel der Ab­

solventen ist fachgerecht eingesetzt. 

Deutlich über ein Drittel, nämlich 

36% arbeitet auf fachfremden Gebie­

ten (ebd.). An diesen Angaben wird 

klar, wie berechtigt die immer wie­

der von Bildungspolitikern geäußer­

te Klage über die geringe Effektivi­

tät der Bildung ist. In diesem Fall 

ist die Situation besonders gravierend, 

weil Agronomie zu den wenigen Studi­

enrichtungen zählt, für die der Staat 

gerade wegen des Mangels an Fach­

kräften auf diesem Gebiet das Studi­

um voll finanziert. Staatlich finanzier­

te Studenten haben auch den Vorteil, 

daß sie nach dem Studium vom Staat 

einen Arbeitsplatz erhalten. Der Staat 

hätte also das Recht, die Absolven­

ten der Landwirtschaftlichen Hoch­

schulen entsprechend dem Bedarf auf 

dem Lande einzusetzen. Dies klappt 

jedoch offensichtlich nicht, weil die 

Absolventen, die bislang meist städ­

tischer Herkunft sind, wenig Neigung 

zeigen, auf dem Lande zu arbeiten; 

statt dessen versuchen sie lieber - und, 

wie es scheint, erfolgreich - alle Mög­

lichkeiten auszuschöpfen, um ihre be­

rufliche Tätigkeit in der Stadt auszuü­

ben.

Wie unzureichend die Ausstattung der 

Dörfer mit Fachleuten ist, läßt sich 

wiederum an der Situation in Anhui 

darlegen. Auf etwa 10.000 in den Dör­

fern lebende Menschen kommt dort 

ein technischer Kader mit Hochschul­

niveau, der für die landwirtschaftli­

che Produktion zuständig ist. Für be­

sonders wichtige Spezialbereiche wie 

Züchtung und Kleingewerbe steht so­

gar pro 10.000 Menschen nur ein An­

teil von 0,4% an technischen Kadern 

zur Verfügung. Ähnlich wie in Anhui 

soll es im ganzen Land sein, d.h. auf 

der untersten Ebene der Dörfer gibt 

es viel zu wenig wissenschaftlich -tech­

nisch ausgebildete Fachleute (ebd.).

Über die Schwierigkeiten, landwirt­

schaftliche Fachleute mit Hochschul­

bildung an der Basis einzusetzen, wird 

seit längerem diskutiert, und es wer­

den verschiedene Auswege vorgeschla­

gen. Eine vielversprechende Lösungs­

möglichkeit wird in einer besseren Ko­

ordinierung der Ausbildung gesehen, 

bei der die Ausbildungsstätten und die 

örtlichen Einheiten gemeinsam für die 

Ausbildung zuständig sind. Mit die­

ser Methode hat man in den letzten 

zehn Jahren gute Erfahrungen in be­

zug auf Fachleute der mittleren Ebe­

ne gemacht, d.h. mit Absolventen der 

Fachmittelschulen (Sekundarstufe II). 

Ohne staatliche Einwirkung (Absol­

venten von Fachmittelschulen erhal­

ten keinen vom Staat zugeteilten Ar­

beitsplatz) ist es gelungen, eine große 

Zahl gut ausgebildeter landwirtschaft­

licher Fachleute der mittleren Ebene 

auf dem Lande einzusetzen und sie 

dort zu halten. Dabei wird nach fol­

gender Methode verfahren:

Der Kreis, die Gemeinden und die 

Schulen bilden gemeinsam aus, und 
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zwar entsprechend den wirtschaftli­

chen Notwendigkeiten des jeweiligen 

Ortes. Dabei wird über die Zulassung 

der Schüler zu den landwirtschaftli­

chen Fachmittelschulen (die sich i.d.R. 

in der Kreisstadt befinden) gemein­

sam vom Kreis, der Gemeinde und 

den Schulen entschieden, die auch 

gemeinsam je nach Bedarf die Fä­

cher einrichten. Die Dörfer, aus denen 

die Absolventen kommen und in de­

nen sie später arbeiten sollen, stellen 

Praktikumsplätze zur Verfügung und 

leisten gewisse finanzielle Unterstüt­

zung. Nach Beendigung der Fachmit­

telschule gehen die Absolventen dann 

an die Orte ihrer Herkunft zurück 

und erhalten dort eine Stelle. (Ebd.) 

Der Vorteil dieser Methode ist die en­

ge Praxisbezogenheit der Ausbildung, 

insbesondere aber die Ausrichtung auf 

die örtlichen Bedürfnisse, wodurch die 

Absolventen stärker an ihr Dorf ge­

bunden sind. Früher wurden die Lehr­

pläne von der Zentrale aufgestellt, oh­

ne daß die Kreise ihre speziellen An­

forderungen einbringen konnten.

Dieses Modell soll, so der Vorschlag, 

auf die Landwirtschaftlichen Hoch­

schulen übertragen werden. Diese 

sollen Hochschulstudenten ländlicher 

Herkunft für die Dörfer ausbilden, und 

zwar zu Führungskräften für die Dör­

fer, Technikern und Familienunterneh­

mern. Nach dem Motto „Wissenschaft 

und Bildung sollen den Dörfern den 

Aufschwung bringen“ ist vorgesehen, 

daß in jedem Dorf ein bis zwei Ab­

solventen eines Grundstudiums an ei­

ner Landwirtschaftlichen Hochschule 

tätig werden, wie es beispielsweise die 

Landwirtschaftliche Hochschule Hen- 

an plant. Diesem Ziel sollen drei Re­

formmaßnahmen dienen:

1. Reform der Zulassung: Die Zulas­

sung erfolgt einzeln und nicht zen­

tral über Pläne. Aufgenommen wer­

den Absolventen der Sekundarstufe 

II, die bäuerlicher Herkunft und ent­

schlossen sind, aufs Land zurückzu­

kehren und sich in den Dienst der 

örtlichen Modernisierung zu stellen. 

Die Kandidaten bewerben sich frei­

willig, benötigen aber eine Empfeh­

lung durch ihr Dorfkomitee. Die Land­

wirtschaftliche Hochschule wählt die 

Kandidaten selbständig aus und ent­

scheidet dabei aufgrund der Prüfungs­

ergebnisse und eines mündlichen Ge­

sprächs.

2. Reform der Ausbildung: Bei der 

Ausbildung werden Theorie und Pra­

xis miteinander verbunden, Hauptfä­

cher sind Anbau- und Züchtungsme­

thoden oder Obst-/Gemüseanbau und 

Gartenbau. Der Umfang der Fächer 

soll ausgeweitet werden, d.h. es wer­

den weniger Studiengänge angeboten, 

dafür diese aber intensiver studiert. 

Die jeweilige örtliche Produktionspra­

xis durchdringt das ganze Studium.

3. Reform der Arbeitsvermittlung: 

Nach dem Studium müssen die Ab­

solventen in ihr Dorf oder ihre Ge­

meinde zurückkehren und dort arbei­

ten. Dort können sie für Führungspo­

sten kandidieren, als Techniker für die 

Bauern eingestellt werden oder ihren 

Beruf selbst planen. (Ebd.)

Dieser Reformvorschlag für die Land­

wirtschaftlichen Hochschulen liegt in 

der allgemeinen Tendenz, das Hoch­

schulsystem zu dezentralisieren, d.h. 

die einzelnen Hochschulen stärker auf 

die örtlichen Bedürfnisse auszurich­

ten und ihnen mehr Entscheidungs­

befugnisse zuzugestehen. Der Ansatz, 

Agronomiestudenten vom Lande zu 

rekrutieren und sie praxisbezogen aus­

zubilden, anstatt Studenten städti­

scher Herkunft theorielastig auszu­

bilden, so daß sie auch anderweitig 

einsetzbar sind, scheint eine logische 

Konsequenz aus dem gegenwärtigen 

Dilemma, daß das Gros der Absolven­

ten Landwirtschaftlicher Hochschulen 

nicht auf dem Lande arbeitet. Die Um­

setzung des Vorschlags hängt jedoch 

entscheidend von der Qualität der 

ländlichen Schulen ab. Aufgrund der 

generell schlechten Qualität der neun­

jährigen Grundbildung auf dem Lan­

de, die im übrigen noch längst nicht 

flächendeckend eingeführt ist, schaffen 

auf dem Lande Schulabgänger der Se­

kundarstufe I selten den Übergang zur 

Sekundarstufe II, so daß sie kaum die 

Möglichkeit haben, eine Hochschule zu 

besuchen. Soll die Qualität der Hoch­

schulbildung erhalten bleiben - und 

hierüber herrscht unbedingte Einmü­

tigkeit -, dann muß das Augenmerk 

vorrangig auf die Angleichung des Ni­

veaus zwischen ländlichen und städti­

schen Schulen gerichtet sein, -st-

10 Zu geringe Steigerung der 

Bildungsausgaben

Im Jahre 1997 haben die Bildungsaus­

gaben wiederum - wie schon in den 

Vorjahren - nicht die gesetzlich vor­

geschriebene Steigerung erfahren. Ge­

mäß dem Bildungsgesetz von 1995 sol­

len die staatlichen Bildungsausgaben 

stärker wachsen als die Staatseinnah­

men. Dies war 1997 nicht der Fall. Der 

Anteil der Bildungsausgaben am BSP 

konnte von 1996: 2,44 Prozent 1997 

zwar leicht um 0,05 Prozentpunkte auf 

2,49 Prozent gesteigert werden, aber 

er liegt immer noch zu weit von der 

Zielmarke 4 Prozent bis zur Jahrhun­

dertwende entfernt, als daß dieses Ziel 

noch erreichbar wäre.

Die Angaben sind dem diesjährigen 

Bericht der Bildungskommission und 

des Staatlichen Statistikamtes zu ent­

nehmen, der Anfang Oktober für 

das Jahr 1997 veröffentlicht wurde 

(vgl. RMRB, GMRB, 8.10.98). Da­

nach erhöhten sich die Gesamtaus­

gaben für das Bildungswesen gegen­

über 1996 von 226 Mrd. Yuan auf 

253 Mrd. Yuan, d.h. um 11,91 Pro­

zent. Doch die staatlichen Ausgaben 

für das Bildungswesen (inkl. Zuwen­

dungen der Finanzämter aller Verwal­

tungsebenen, Ergänzungsabgabe der 

Städte und Gemeinden für das Bil­

dungswesen, Unterstützung von Be­

trieben für das Schulwesen und Steu­

erprivilegien der Schulbetriebe) stie­

gen mit 11,42 Prozent etwas langsa­

mer an, nämlich von 1996: 167 Mrd. 

auf 1997: 186 Mrd. Yuan. Damit fie­

len die Zuwachsraten deutlich geringer 

aus als von 1995 auf 1996, als sie 20,47 

Prozent (Gesamtausgaben) bzw. 18,43 

Prozent (staatliche Zuwendungen) be­

trugen (vgl. dazu C.a., 1997/10, Ü 12). 

Was die Bestimmung im Bildungsge­

setz angeht, daß die Bildungshaushal­

te stärker als die Einnahmen der Re­

gierungen zuzunehmen haben, so wur­

de dieses Ziel deutlich verfehlt. Die 

Budgets der Zentrale und der Provin­

zen für das Bildungswesen (ohne die 

Ergänzungsabgabe) hatten 1997 ge­

genüber dem Vorjahr einen Zuwachs 

von nur 12,03 Prozent zu verzeich­

nen, während die staatlichen Ein­

nahmen um 16,7 Prozent zunahmen. 

Insgesamt 16 Provinzen, vier mehr 

als 1996, konnten die Vorschrift er­

füllen, wobei die Bildungshaushalte 

von Beijing, Tianjin, Zhejiang, Fuji- 

an, Hunan, Jiangxi, Gansu und Qing- 

hai verhältnismäßig große Zuwächse 

hatten. In den übrigen 14 Provinzen 

nahmen die Bildungshaushalte weni­

ger zu als die Einnahmen, besonders 

gering waren die Zuwächse in der 

Inneren Mongolei, Henan, Guangxi, 

Hainan, Shaanxi und Xinjiang. Dem­

nach wachsen die Bildungsbudgets nur 

in gut der Hälfte aller Provinzeinhei­

ten schneller als die Einnahmen.
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Den tendenziell sinkenden Anteil der 

Bildungsausgaben an den staatlichen 

Gesamtausgaben verdeutlicht auch 

folgende Prozentzahl: 1997 betrug die­

ser Anteil 15,67 Prozent und lag damit 

um 0,56 Prozentpunkte niedriger als 

im Jahr zuvor. Von einer Zunahme der 

Bildungsausgaben im Jahre 1997 läßt 

sich also nur sprechen, wenn man die 

absoluten Ausgaben nimmt. Betrach­

tet man die Bildungsausgaben in Re­

lation zum Gesamthaushalt, dann ist 

seit mehreren Jahren eine abnehmen­

de Tendenz zu beoachten. Dies sind 

keine guten Vorzeichen für die vom 

Staat ausgegebene Strategie, Wissen­

schaft und Bildung sollen dem Land 

den Aufschwung bringen. -St­

il Probleme bei Schulbesuch 

von Migrantenkindern

Eine besondere Zielgruppe bei der 

Einführung der allgemeinen neunjäh­

rigen Schulpflicht sind die Kinder von 

Wanderarbeitern, die sich häufig der 

Schulpflicht entziehen. Der Staat hat 

1996 und erneut 1998 „Vorläufige Be­

stimmungen für den Schulbesuch von 

Migrantenkindern“ erlassen (vgl. C.a., 

1998/3, Ü 26). Während in den Be­

stimmungen von 1996 noch die Her­

kunftsorte für den Schulbesuch zu sor­

gen hatten, sind seit diesem Jahr die 

Zielorte zuständig. Damit wird der 

Tatsache Rechnung getragen, daß heu­

te hauptsächlich ganze Familien die 

Dörfer verlassen und in die Städte 

wandern und nicht mehr Einzelper­

sonen. Diese neue Situation stellt die 

großen Städte, aber auch die Wander­

bevölkerung vor große Probleme. Die­

se wurden kürzlich in einem Artikel 

der Guangming-Zeitung benannt (vgl. 

GMRB, 7.10.98, S.6). Sie sollen im 

folgenden wiedergegeben werden, da 

sie in der Gesellschaft für erheblichen 

Zündstoff sorgen.

Aus der Sicht der Städte ergeben sich 

folgende Probleme:

1. Politik gegenüber der Wanderbe­

völkerung: Derzeit handeln Großstäd­

te wie Beijing, Shanghai oder Guang­

zhou nach der Devise: „Einschrän­

kung des Ausmaßes, strenge Kontrol­

le, Stärkung der Dienstleistungen, le­

galer Schutzfl. Dies bedeutet, daß ei­

nerseits die Zuwanderung beschränkt 

und streng kontrolliert werden soll, 

andererseits für legal anerkannte Zu­

wanderer die Dienstleistungen verbes­

sert werden müssen. Dies gilt in be­

sonderem Maße für die Bereitstellung 

von Schulen, damit der Schulbesuch 

der Migrantenkinder gewährleistet ist. 

Die Sorge der Großstädte ist, daß bei 

verbesserten Diensten die Zahl der Zu­

wanderer zunimmt und sich nicht ein­

schränken läßt. Tatsächlich also liegt 

es nicht im Interesse der Großstädte, 

für Migrantenkinder bessere Schulbe­

dingungen zu schaffen.

2. Die Verantwortung für das Pflicht­

schulwesen und damit auch für des­

sen Finanzierung tragen die örtlichen 

Regierungen. Die Großstädte selbst 

haben mit knappen Bildungshaushal­

ten zu kämpfen. Wenn sie zusätzlich 

noch Mittel für den Schulbesuch von 

Migrantenkindern aufbringen sollen, 

stellt das eine starke Belastung ihrer 

Haushalte dar.

3. Wegen der starken Jahrgänge sind 

die öffentlichen Schulen überall, be­

sonders auch in den Großstädten, an 

die Grenzen ihrer Kapazität gestoßen. 

Dies hat zur Folge, daß an den mei­

sten Schulen übergroße Klassen vor­

herrschen, die die Qualität des Un­

terrichts beeinträchtigen. Wenn die öf­

fentlichen Schulen unter diesen Bedin­

gungen noch Kinder von Zuwanderern 

aufnehmen sollen, dann schafft dies 

große praktische Probleme.

Aus der Sicht der Migranten selbst er­

geben sich aus den diesjährigen Be­

stimmungen ebenfalls Probleme. Nach 

den neuen Vorschriften sind sowohl 

die öffentlichen Schulen der Zielorte, 

die sog. „Gastschülei“ aufnehmen, als 

auch speziell für Migrantenkinder ein­

gerichtete nichtstaatliche Schulen au­

torisiert, Schulgeld zu erheben. Da die 

Einkommen der Migranten durchweg 

sehr niedrig sind, können sich die mei­

sten Migrantenfamilien den Schulbe­

such ihrer Kinder nicht leisten. Der 

Vorschlag, die Herkunftsorte der Mi­

granten mit den Kosten zu belasten, 

erscheint nicht praktikabel, da der 

Verwaltungsaufwand zu groß wäre, 

weil die Migranten aus allen Rich­

tungen und einer Vielzahl von Or­

ten kommen. Viele Migrantenfamili­

en schicken daher ihre Kinder entwe­

der in selbstorganisierte, nichtforma­

le Schulen, die relativ billig sind, oder 

sie schicken ihre Kinder gar nicht zur 

Schule.

Als Ausweg aus der Problemsitua­

tion schlägt der Verfasser des Arti­

kels, der am Staatlichen Forschungs­

zentrum für die Entwicklung des Bil­

dungswesens arbeitet, zwei Lösungs­

ansätze vor.

1. Es muß versucht werden, die Mög­

lichkeiten des Schulbesuchs für die Mi­

granten auszuweiten. Gemäß den Be­

stimmungen vom März 1998 sollen Mi­

grantenkinder als Gastschüler haupt­

sächlich öffentliche Ganztagsschulen 

besuchen. In vielen Städten gehen die 

starken Jahrgänge bereits zurück, so 

daß sich der Druck auf die Klassen­

größen vermindert. Dadurch werden 

wieder mehr Schulplätze für Gast­

schüler frei. Insbesondere in Stadttei­

len, wo Wanderarbeiter relativ kon­

zentriert leben, müssen die öffentli­

chen Schulen ihr gesamtes Potential 

auszuschöpfen versuchen, um die in 

der Nähe lebenden Migrantenkinder 

aufzunehmen. Allerdings muß trotz 

zurückgehender Klassengrößen darauf 

geachtet werden, daß die Schülerzahl 

pro Klasse streng begrenzt bleibt, da­

mit die Qualität der Bildung gewähr­

leistet ist. Das heißt, die Klassen müs­

sen eine normale, vernünftige Grö­

ße haben. Deshalb müssen für Kin­

der, die an öffentlichen Schulen keinen 

Platz finden, andere Möglichkeiten des 

Schulbesuchs geschaffen werden. Hier 

müssen vor allem nichtstaatliche Schu­

len eingerichtet werden, die Migran­

tenkindern den Schulbesuch ermögli­

chen und den Bedürfnissen von Bevöl­

kerungsschichten mit niedrigen Ein­

kommen gerecht werden.

2. Für Schulgebühren und Schulgeld 

müssen strenge Normen aufgestellt 

werden. Obwohl die meisten Orte die 

Höhe der Gebühren für Gastschüler 

festgelegt haben, werden in der Pra­

xis sehr uneinheitliche Gebühren er­

hoben. Die örtlichen Behörden werden 

aufgefordert, die Gebühren für Gast­

schüler entsprechend der wirtschaftli­

chen Lage der Migranten zu verein­

heitlichen. Auch die nichtstaatlichen 

Schulen müssen sich beim Schulgeld 

streng an die Normen halten.

Die hier angebotenen Lösungsvor­

schläge liegen ganz auf der Linie der 

diesjährigen Bestimmungen für den 

Schulbesuch von Migrantenkindern. 

Doch Vorschriften, das zeigt die Er­

fahrung immer wieder, werden in der 

Praxis vielfach umgangen. Die öffent­

lichen Schulen werden sich weiter ge­

gen zu viele „GastschüleE wehren, weil 

sie - wohl nicht zu Unrecht - um die 

Qualität ihrer Schule besorgt sind. Sie 

versuchen daher, einen größeren Zu­

strom durch hohe Gebühren zu verhin­

dern. Auch die auf private Initiative 

gegründeten Schulen für Migranten­

kinder sind kaum daran interessiert, 

das Schulgeld niedrig zu halten, da
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sie in der Regel gewinnorientiert ar­

beiten. So werden die Probleme be­

züglich des Schulbesuchs von Migran­

tenkindern wohl weiter bestehen blei­

ben, es sei denn, die Kontrolle der 

Bildungsbehörden würde deutlich ver­

stärkt werden, -st-

12 Anteil der alten Bevölke­

rung wächst

Im Jahr 2000 wird in China der Anteil 

älterer Menschen über 60 Jahre 130 

Millionen betragen; das werden zehn 

Prozent der Bevölkerung sein. Bis zum 

Jahr 2050 wird die Zahl der Senioren 

über 60 Jahre 400 Millionen umfassen, 

ein Viertel der Bevölkerung. Aufgrund 

der strengen chinesischen Geburtenre­

gelung mit Ein-Kind-Familie wächst 

die alte Bevölkerung in China schnel­

ler als in vielen Industriestaaten. Seit 

den achtziger Jahren nimmt deren An­

teil pro Jahr um 3,2 Prozent zu. Dank 

höherer Lebenserwartung steigt auch 

die Zahl der über 80jährigen. (XNA,

8.10.98)

Diese Entwicklung verursacht nicht 

wenige Probleme. Traditionellerweise 

sorgten ausschließlich die Familien für 

die alten Menschen, doch dies wird 

heutzutage immer schwieriger, weil die 

Familien zu klein sind, junge Leute 

vom Lande häufig in die Städte zie­

hen und mehr Frauen beruflich tätig 

sind. Über diese Probleme haben chi­

nesische Fachleute kürzlich mit Fach­

leuten aus Japan und Korea disku­

tiert, beides Länder, in denen die Al­

terung der Gesellschaft durch die Ero­

sion der Familie ebenfalls Probleme 

schafft. Auf dem Symposium wurden 

Möglichkeiten erörtert, wie das Leben 

älterer Bürger durch eine Kombinati­

on von Versorgung durch die Familie 

und Gemeinschaftsdiensten zu verbes­

sern sei (ebd.).

Zur Zeit werden in China die Alten 

noch weitgehend durch die Familie 

versorgt. Nach einer Umfrage des Chi­

nesischen Forschungszentrums für Al­

terung sind 98 Prozent der Senioren 

über 60 Jahre auf die eine oder an­

dere Weise in die Familie eingebun­

den. Nur ein Prozent lebt in sozia­

len Wohlfahrtseinrichtungen oder Al­

tersheimen. Die Umfrage ergab außer­

dem, daß das Einkommen alter Men­

schen vorwiegend aus Unterstützungs­

zahlungen der Kinder stammt. Aller­

dings erhalten 60 Prozent der Senio­

ren in den Städten eine Pension; auf 

dem Lande sind es hingegen nur 5 Pro­

zent. Auch 60 Prozent der allein leben­

den alten Menschen erhalten finanzi­

elle Unterstützung von ihren Kindern. 

In 95 Prozent der Fälle leben erwach­

sene Kinder und ihre Eltern am sel­

ben Ort, so daß regelmäßiger Kontakt 

möglich ist. (XNA, 11.10.98)

Der bisherige Zustand freilich wird 

sich rapide ändern. Schon jetzt steigt 

die Nachfrage nach Wohnplätzen in 

modernen Seniorenheimen. Die in den 

50er Jahren erbauten Wohlfahrtsein­

richtungen für alte Leute ohne Kin­

der sind heute veraltet und entspre­

chen nicht mehr dem Standard. Des­

halb bemüht sich China jetzt um 

den verstärkten Bau bequemer Alten­

wohnheime, in denen ältere Menschen 

unabhängig leben, jedoch Gemein­

schaftsdienste wie Verpflegung, Wä­

sche, Wohnungsreinigung usw. in An­

spruch nehmen können. Derzeit gibt es 

in ganz China gut 600 solcher Einrich­

tungen, viel zu wenig, um den Bedarf 

zu decken. (XNA, 29.9.98) Einer kürz­

lichen Umfrage unter Beijinger Bür­

gern zwischen 50 und 59 Jahre zufol­

ge bekundeten 14 Prozent ihr Interes­

se, später in ein solches Seniorenwohn­

heim zu ziehen (XNA, 4.10.98). Dieser 

Anteil wird zumindest in den Städten 

weiter ansteigen, denn viele ältere El­

tern streben heute aufgrund der ver­

schiedenen Lebensstile gar nicht mehr 

an, mit ihren Kindern zusammenzule­

ben. Überdies leben gerade in den ge­

bildeten Schichten die Kinder häufig 

im Ausland oder in anderen Städten. 

Laut Statistik sollen in Beijing bereits 

in 20 Prozent der Familien mit älte­

ren Menschen die Kinder in anderen 

Städten leben oder im Ausland studie­

ren oder arbeiten. An manchen Hoch­

schulen und Instituten beträgt der An­

teil sogar 30-40 Prozent. Zur Beijing- 

Universität z.B. gehören rund 1.500 

Familien dieser Kategorie. In Guangz­

hou wird damit gerechnet, daß im Jahr 

2000 gut 100.000 ältere Ehepaare al­

lein, d.h. ohne daß sich ihre Kinder 

um sie kümmern können, leben wer­

den. (XNA, 4.10.98) -st-

13 Instrumentalisierung der

Flutkatastrophe für mora­

lische Erweckung

Nach der Flutkatastrophe dieses Som­

mers versucht die Partei jetzt die wäh­

rend der Katastrophe zu beobachten­

de Solidarität und Hilfsbereitschaft 

zur moralischen Erweckung der Be­

völkerung zu nutzen. Der „Geist des 

Kampfes gegen die Flut1 (kanghong 

jingsheri) wird auf vielfältige Wei­

se gepriesen. Der Propagierung die­

ses Geistes dienen vor allem groß in­

szenierte Veranstaltungen, auf denen 

vorbildliche Helfer ausgezeichnet wer­

den. Die größte Veranstaltung die­

ser Art fand am 8.Oktober in Bei­

jing statt. Unter Anwesenheit der po­

litischen Führung zeichnete Jiang Ze- 

min vorbildliche Vertreter der Armee 

und bewaffneten Volkspolizei für ih­

ren selbstlosen Einsatz aus (RMRB,

9.10.98). Bereits am 1. Oktober, dem 

Nationalfeiertag, waren „Helden“ im 

Kampf gegen die Flut auf dem Platz 

des Himmlischen Friedens durch ei­

ne Flaggenzeremonie geehrt worden 

(RMRB, 2.10.98). In einem Leitartikel 

der Volkszeitung am Nationalfeiertag 

wurde der „Geist des Kampfes gegen 

die Flut' ebenfalls besungen. Dieser 

„großartige!1 Geist wird darin folgen­

dermaßen charakterisiert: „Laßt uns 

alle eines Sinnes sein und durch Einig­

keit stark werden, keine Schwierigkei­

ten fürchten, unbeugsam unsere gan­

ze Kraft einsetzen und unerschütter­

lich große Siege erringen“. Die Bevöl­

kerung wird aufgerufen, sich in diesem 

Geiste für die Erreichung der großen 

Ziele einzusetzen, die China sich für 

das nächste Jahrhundert gesteckt ha­

be. Dazu sei es vor allem nötig, zu­

nächst für dieses Jahr die wirtschaft­

lichen Planziele zu erfüllen (8 Prozent 

Wachstum). Trotz der durch die Flut 

verursachten Schäden sei es möglich, 

dieses Ziel zu erreichen, wenn überall 

der „Geist des Kampfes gegen die Flut' 

herrsche. Auf der Veranstaltung am 8. 

Oktober lobte Jiang Zemin den selbst­

losen Einsatz der Armee im „Dienst 

am Volk“ (RMRB, 9.10.98). Die Medi­

en berichteten tagelang über die Lei­

stungen der Helfer, die nach dem Vor­

bild des selbstlosen Helden Lei Feng 

als Helden und Vorbilder gefeiert wer­

den.

Diktion und Formen dieser Vereh­

rung von Helden und Vorbildern er­

innert in manchem an vergangene 

Praktiken der Partei, die schon im­

mer Solidarität, Gemeinschaftsgeist 

und Aufopferung im Dienste des Vol­

kes zu den Kardinaltugenden eines 

guten Kommunisten zählte. Insofern 

scheint der „Geist des Kampfes gegen 

die Flut' eine Neuauflage des „Gei­

stes von Yan’an“ zu sein, der harten 

Kampf, Disziplin und aufopferungs­

vollen Dienst am Volk beinhaltet. In 

beiden Gesinnungen haben individuel­

le Interessen und unsolidarisches Ver­

halten keinen Platz. Sie werden auch 
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heute gebrandmarkt, wie die Kritik an 

einigen Künstlern zeigt, die einer Ein­

ladung des Zentralen Fernsehens zu 

einer großen Fernsehshow zum Woh­

le der Flutopfer nicht folgten. Dieses 

Verhalten wird als unsolidarisch und 

nicht im Einklang mit der gesellschaft­

lichen Verantwortung des Künstlers 

gesehen (RMRB, 12.10.98, S.4). Die 

Ziele freilich, die mit dem „Geist von 

Yan’an“ und dem heutigen „Geist des 

Kampfes gegen die Flutfi angestrebt 

werden, unterscheiden sich nicht un­

wesentlich: Während mit ersterem ein 

entbehrungsreiches Leben erträglicher 

gemacht und die Gleichheit und So­

lidarität der Massen unter der Herr­

schaft der KPCh besiegelt werden soll­

te, geht es heute darum, Chinas wirt­

schaftliche Position und seine Stel­

lung in der Welt zu stärken. Mit dem 

Geist der Solidarität, wie er während 

der Flutkatastrophe herrschte, soll je­

der dazu beitragen, den Traum von 

Chinas Weltmachtposition zu verwirk­

lichen. -st-

Außenwirtschaft

14 Exportmesse in Guangzhou 

weist auf weiterhin hohe At­

traktivität des chinesischen 

Marktes hin

Die Guangzhouer Exportmesse gilt 

nach wie vor als eines der Barome­

ter für die Attraktivität des chinesi­

schen Marktes. Die 84. Konsumgüter­

messe Mitte bis Ende Oktober d.J. sah 

ein Umsatzvolumen von 11 Mrd. USS 

(+8% gegenüber der Frühjahrsmesse 

1998; 4,43% gegenüber der Herbst­

messe 1997). Damit wies die Mes­

se keine besonderen Einbrüche gegen­

über den vorangegangenen Veranstal­

tungen auf, sondern lag beim Umsatz­

volumen auf dem Niveau des Rekord­

jahres 1994. (SCMP, 31.10.98)

Ein Anteil von rd. 10% der an 12 

Tagen realisierten Umsätze entfiel auf 

High-Tech-Produkte. Um den Export 

dieser Produkte zu fördern, war erst­

mals eine 400 qm große Messehalle für 

die Informationsindustrie eingerichtet 

worden. Zu den Ausstellern zählten 

33 High Tech-Unternehmen aus ver­

schiedenen Regionen Chinas. (XNA,

28.10.98)

Der Zustrom von Besuchern belief 

sich nach unvollständigen Angaben 

auf rd. 67.700. Zwar kamen weiter­

hin viele Messebesucher aus den kri­

sengeschüttelten Nachbarländern Ja­

pan, Korea, Thailand und Indonesi­

en kamen, die Bestellungen aus die­

sen Ländern blieben jedoch relativ ge­

ring. (XNA, 31.10.98) Umsätze mit 

den EU-Staaten stiegen um 11,2% 

(3,5 Mrd. USS) und dem den USA 

um 14,2% (1,86 Mrd. USS). (SCMP,

31.10.98)

Zu den größeren Abschlüssen auf der 

Messe zählte beispielsweise ein Auf­

trag mit einem Volumen von 30 Mio. 

USS, den ein US - Unternehmen mit 

Haier, dem führenden Hersteller von 

elektrischen Haushaltsgeräten, tätig­

te. (XNA, 31.10.98)

Nach Aussage von Sun Zhenyu, dem 

stellvertretenden MOFTEC -Minister, 

sollen auch private chinesische Un­

ternehmen zukünftig stärker dazu 

motiviert werden, auf der Export­

messe auszustellen. Diese Erklärung 

steht im Zusammenhang mit der An­

kündigung der Regierung, ab Janu­

ar 1999 Privatunternehmen mit Li­

zenzen für den Außenhandel auszu­

statten. Dem privaten Sektor wer­

den damit größere Entwicklungsmög­

lichkeiten eingeräumt als bisher. Ob­

wohl bereits rd. 30 Mio. Selbstän­

dige und Unternehmen existieren, 

die rd. 70 Mio. Arbeitskräfte be­

schäftigten (andere Quellen sprechen 

von weitaus geringeren Beschäftig­

tenzahlen), müssen Privatunterneh­

men nach wie vor ihren Außenhan­

del über staatseigene Außenhandels­

gesellschaften ab wickeln. Oftmals wer­

den die Produkte privater Unterneh­

men auch unter dem Namen ihrer Ver­

kaufsagenten ausgestellt. Lediglich ei­

nige Privatunternehmen wie z.B. Zhe­

jiang Shuakang Co Ltd., ein Unterneh­

men für elektrische Haushaltsgeräte, 

erscheinen unter ihrem eigenen Namen 

auf der Messe. (XNA, 29.10.98) -schü-

15 Auslandsschulden und Devi­

senreserven

Offizielle Statistiken weisen einen An­

stieg der Auslandsschulden zwischen 

Ende Juni 1997 bis Ende Juni 1998 

um 16,3% (+19,32 Mrd. USS) auf. Das 

Volumen der Auslandsschulden belief 

sich auf 137,96 Mrd.USS.

Wird der Anfang des Jahres als 

Vergleichsbasis herangezogen, dann 

erhöhten sich die Auslandsschulden 

nach Angaben des State Administra­

tion of Foreign Exchange (SAFE) le­

diglich um 5,3% bzw. um 7 Mrd. US$. 

Seit Anfang d.J. nahm China Aus­

landsschulden in Höhe von 24,89 Mrd. 

USS auf und zahlte 21,89 Mrd. USS 

für aufgenommene Kredite und Zinsen 

zurück.

Die Zusammensetzung der Schulden 

weist nach wie vor mit 120 Mrd. USS 

(+7,16 Mrd. USS seit Anfang d.J.) 

bzw. 86% den Hauptanteil von lang- 

und mittelfristigen Krediten auf. Nur 

17,96 Mrd. USS sind als kurzfristig fäl­

lige Kredite registriert; ein Rückgang 

um 160 Mio. USS.

Von den 137,96 Mrd. USS Auslands­

schulden entfallen 37,99 Mrd. USS 

auf Schulden, die von Ministerien un­

terhalb des Staatsrats aufgenommen 

wurden (+5,6% gegenüber Anfang des 

Jahres) und 40,46 Mrd. USS auf inlän­

dische Finanzinstitute (-4,9%). Weite­

re 43,24 Mrd. USS wurden von Un­

ternehmen mit Auslandskapital in An­

spruch genommen (+15,7%), 14,53 

Mrd. USS nahmen inländische Unter­

nehmen (+9,3%) und 1,74 Mrd. USS (- 

2,8%) andere Institutionen auf. (XNA,

30.10.98)

Nach Einschätzung ausländischer 

Ökonomen weist China außerdem ein 

Volumen nichtregistrierter Schulden 

zwischen 20 bis 30 Mrd. USS auf. 

Nach der Schließung der GITIC sind 

es vor allem die nichtgenehmigten 

bzw. nichtregistrierten Auslandsschul­

den, die die SAFE beunruhigen. Viele 

nichtgenehmigte Auslandskredite sol­

len in Infrastrukturprojekte geflossen 

sein, und zwar verdeckt als auslän­

dische Direktinvestitionen. Im Rah­

men dieser Projekte wurden den aus­

ländischen Investoren Zahlungen für 

die Kredite und Zinsen zugesichert. 

(SCMP, 30.10.98; XNA, 30.10.98)

Vor diesem Hintergrund ist die Ent­

scheidung der SAFE zu sehen, In­

vestitionen von Ausländern, die eine 

bestimmte Gewinnauszahlung in De­

visen erfordern, nicht als ausländi­

sche Direktinvestitionen zu betrach­

ten, sondern als Schulden. (SCMP,

23.10.98)

Während aufgrund möglicher nichtre­

gistrierter Kredite von einer höheren 

als offiziell ausgewiesenen Verschul­

dung ausgegangen werden muß, wer­

den chinesische Angaben zu der Hö­

he der Währungsreserven inzwischen 

ebenfalls in westlichen Medien in Fra­

ge gestellt. Mangelnde Kontrollmecha­

nismen der Zentralbank und fehlen­

de Kontrolle über Parlament und Me­




